
Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 17. Dezember 2003

1886. Anfrage (Kosteneinsparungen im Gesundheitswesen)
Kantonsrätin Jacqueline Gübeli, Horgen, hat am 20. Oktober 2003 fol-
gende Anfrage eingereicht:

Verschiedene Sanierungsmassnahmen der Gesundheitsdirektion schrei-
ben den Spitalbetrieben für die nächsten Jahre weitere Einsparungen
vor. In diesem Zusammenhang frage ich den Regierungsrat an:
1. Damit sich die Spitäler in Zukunft nicht gegenseitig ausspielen, sollen

in verschiedenen Arbeitsgruppen die künftigen Leistungsaufträge
diskutiert werden.Was sind das für Arbeitsgruppen? In welcher Form
sind dabei die Kantons- und Gemeindepolitikerinnen und -politiker
wie auch die Gesundheitsdirektion involviert? Was bedeuten ange-
passte Leistungsaufträge für die Versorgung von Patientinnen und
Patienten?

2. Was gedenkt die Gesundheitsdirektion zu unternehmen, damit die
Spitäler nicht auch noch ihre privat und halbprivat versicherten Patien-
tinnen und Patienten verlieren?

3. Ab 2005 können weitere Einsparungen nur mittels Abbau von Stan-
dards und Qualität umgesetzt werden. Wer bestimmt die künftigen
Qualitätsstandards? Wer bestimmt, welche Abteilungen geschlossen
werden, wem welche aufwendigen medizinischen Versorgungen und
welche lebensverlängernden Massnahmen usw. zugute kommen?

4. In die Kompetenz des Kantonsrats fallen nur Massnahmen, zu deren
Umsetzung gesetzliche Anpassungen notwendig sind, der grössere
Teil aber liegt in der Kompetenz des Regierungsrats.Wie gedenkt der
Regierungsrat, dieses zu kommunizieren?

Auf Antrag der Gesundheitsdirektion 
b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Die Anfrage Jacqueline Gübeli, Horgen, wird wie folgt beantwortet:
Zur langfristigen, nachhaltigen Sanierung des Staatshaushalts hat der

Regierungsrat ein umfassendes Sanierungsprogramm mit Einsparungen
von insgesamt 2,78 Mrd. Franken beschlossen.Auf die Direktionen ent-
fallen 144 Einzelmassnahmen mit Einsparungen von 1,47 Mrd. Franken.

Die Planung und Umsetzung der Massnahmen ist Aufgabe der
Direktionen. Die Gesundheitsdirektion trägt über elf nun im Einzelnen
zu konkretisierende Einzelmassnahmen zum Sanierungsprogramm bei.
Das Projekt 197 «Steigerung der Effizienz und Reduktion der Qualitäts-
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standards in den Spitälern» hat zum Ziel, den Betriebsaufwand der
Akutspitäler durch die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der betrieb-
lichen Leistungserbringung um 12 Mio. Franken und die Reduktion der
Qualitätsstandards um 24 Mio. Franken nachhaltig zu verringern. Dabei
sollen insgesamt 90 Stellen gestrichen werden. Die Gesundheitsdirek-
tion beaufsichtigt das Projekt und fällt die diesbezüglichen Entscheide.
Die Projektgruppe besteht aus der von der Gesundheitsdirektion ge-
stellten Projektleitung, dem Projektteam mit Kadermitarbeitenden der
Gesundheitsdirektion und verschiedener Spitäler aus den Bereichen
Medizin, Pflege und Verwaltung sowie fünf Arbeitsgruppen, die in unter-
schiedlichen Themenbereichen die Projektinhalte weiter vertiefen und
die jeweils von einem Mitglied des Projektteams geleitet werden. Die in
den Arbeitsgruppen behandelten Themenbereiche sind:
– Medikamente und Medizinalprodukte
– Evidence Based Medicine
– Spitalkomfort
– Betreuungsstandards
– Zusammenarbeit Zentrumsspitäler-Grundversorgungsspitäler / Lei-

stungsaufträge
In den Arbeitsgruppen wirken wie im Projektteam Kadermitarbei-

tende der Gesundheitsdirektion und der Spitäler aus verschiedenen Fach-
bereichen mit. Es wurden keine Politikerinnen und Politiker beigezo-
gen. Die Arbeitsgruppe Zusammenarbeit Zentrumsspitäler-Grundver-
sorgungsspitäler / Leistungsaufträge hat den Auftrag, die Zusammen-
arbeit zwischen Zentrums- und Grundversorgungsspitälern zu verbes-
sern, Doppelspurigkeiten abzubauen und die zu erbringenden Leistun-
gen zu bündeln. Diese Verbesserungen haben für Patientinnen und Pa-
tienten keinen Einfluss auf die Versorgungssicherheit, da die Leistungs-
aufträge weiterhin erfüllt werden.

Gemäss dem Bundesgesetz über die Krankenversicherung (SR 832.10),
der dazugehörenden Verordnung über die Krankenversicherung 
(SR 832.102) und der Krankenpflege-Leistungsverordnung (SR 832.112.31)
ist der darin festgelegte «Leistungskatalog» massgebend für die von den
Spitälern zu Lasten der obligatorischen Krankenversicherung zu er-
bringenden Leistungen. Die Leistungen nach dem «Leistungskatalog»
sind von den Kantonen anzubieten. Der «Leistungskatalog» kennt in
Bezug auf aufwendige medizinische Versorgungen und lebensverlän-
gernde Massnahmen keine Einschränkungen und gilt für alle Versicher-
ten.Wieweit der Standardabbau Auswirkungen auf die Zusatzversicher-
ten haben wird, ist zurzeit offen, da noch keine Ergebnisse aus den 
Arbeitsgruppen vorliegen.
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Die Ergebnisse aus dem Projekt und den fünf Arbeitsgruppen werden
zu gegebener Zeit mitgeteilt. Die entsprechenden Kommunikations-
konzepte sind derzeit noch in Arbeit.

II. Mitteilung an die Mitglieder des Kantonsrates und des Regie-
rungsrates sowie an die Gesundheitsdirektion.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:
Husi
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